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Nicht automatisch auf der Seite Israels

2 Seit 50 Jahren sieht sich
der „Staat der Täter“ als eine 
Art Schutzpatron des „Staates 
der Opfer“. Kann ein derart 
partnerschaftliches Verhältnis 
als Erfolg deutscher Diplomatie 
gewertet werden?

Dr. Muriel Asseburg: Ein-
deutig ja. Beginnend unter Bun-
deskanzler Konrad Adenauer 
haben bis heute alle Regierun-
gen die Beziehungen auf der 
politischen, der militärischen, 
der wirtschaftlichen und der 
gesellschaftlichen Ebene sehr 
bewusst vertieft. Und dies mit 
einigem Erfolg, wie man nach 
50 Jahren resümieren kann.

2Wie weit trägt die histori-
sche Verantwortung Deutsch-
lands gegenüber Israel noch?

Dr. Asseburg: Sie trägt inso-
fern, als sie immer noch politik-
bestimmend ist. Dabei interpre-
tiert unsere politische Elite die 
historische Verantwortung so, 
dass sie Deutschland verpflich-
tet sieht, Israels Sicherheit zu 
unterstützen und Israel darüber 
hinaus in internationalen Gre-
mien Flankenschutz zu gewäh-
ren. Und dies ist Leitline der 
Politik, obwohl es immer wie-
der in Konflikt steht zu anderen 
außenpolitischen Prinzipien, 
denen sich Deutschland ver-
pflichtet sieht. So widerspricht 
etwa die Lieferung von Waffen 
und U-Booten dem Grundsatz, 
nicht in Spannungsgebiete zu 
liefern. 

2Wie kommt es, dass sich
die Gesellschaften trotz enger 
Kooperation auf Regierungs-
ebene auseinanderentwickeln?

Dr. Asseburg: Zunächst: 
die Gesellschaften waren nie 
wirklich beieinander. Die An-
näherung blieb – mit wenigen 
Ausnahmen – vor allem ein 
Projekt der Eliten. Aussöhnung 
gab es damit vor allem auf der 
politischen Ebene, weniger auf 
der gesellschaftlichen. Beide 
Gesellschaften sind auch durch 
ganz unterschiedliche Kontexte 
geprägt und beide haben aus der 
Shoah, der industrialisierten 
Vernichtung der europäischen 
Juden, ganz unterschiedliche 
Lehren gezogen. Im Ergebnis 
haben wir Gesellschaften, die 
sich oft mit Befremden und Un-
verständnis begegnen.

Es gibt sicherlich eine gegen-
seitige Faszination, aber die 
nimmt auf deutscher Seite deut-

lich ab. Während der Blick der 
Israelis auf Deutschland insge-
samt positiver wird, wird jener 
der Deutschen auf Israel nega-
tiver. Neugier und Interesse an 
Deutschland finden wir derzeit 
bei jungen Israelis, für die etwa 
die Stadt Berlin Kultstatus ge-
nießt.

2Nach der Shoah schwor
sich das eine Volk „Nie wieder 
Täter“ und das andere „Nie wie-
der Opfer“. Ist dies schwer auf 
einen Nenner zu bringen?

Dr. Asseburg: Ja. Denn aus 
einer solchen Grundhaltung 
heraus werden jeweils spezi-
fische Konsequenzen für das 
Handeln bei aktuellen Heraus-
forderungen gezogen. So setzt 
Israel sehr stark auf militärische 
Überlegenheit und Abschre-
ckung, während Deutschland 
eher auf friedliche Konfliktrege-
lung, Völkerrecht und Vermitt-
lung setzt. Und das passt in der 
Regel nicht gut zusammen. 

2Liegt darin auch begrün-
det, warum es in der deutschen 
Bevölkerung bisweilen an Ver-
ständnis für die Front-Staat-Si-
tuation Israels mangelt?

Dr. Asseburg: Das ist ein Ele-
ment. Immer weniger Deutsche 
sehen in Israel den schwachen 
David, der vom übermächtigen 
arabischen Goliath bedroht 
wird. Vielmehr sehen sie ein 
hochgerüstetes Israel, das die 
palästinensischen Gebiete be-
setzt hält und dort sein Sied-
lungsprojekt vorantreibt. Dabei 
wird vor allem der Einsatz von 
militärischer Gewalt gegenüber 
Israels Nachbarn – zum Bei-
spiel während des letzten Gaza-
Krieges – als unverhältnismä-
ßig wahrgenommen. Oft wird 
hierzulande übersehen, wie 
schwierig das sicherheitspoliti-
sche Umfeld Israels ist. Es fehlt 
an Empathie gegenüber einem 
Land, in dessen Nachbarschaft 
feindlich gesinnte Gruppierun-
gen aktiv sind und Staaten zu-
sammenbrechen – Empathie, 
die allerdings nicht mit einer 
Unterstützung der Besatzung 
und von Militäreinsätzen oder 
der Übernahme israelischer Si-
cherheitsdoktrinen gleichzuset-
zen ist.

2Könnte Berlin angesichts
dieser instabilen außenpoliti-
schen Lage Israels das Merkel-
Wort von der Sicherheit Israels 

als deutscher Staatsräson noch 
bereuen?

Dr. Asseburg: Die Frage ist 
schwierig zu beantworten, weil 
nie ausbuchstabiert wurde, was 
Merkels Aussage von 2008 vor 
der Knesset in der Praxis be-
deuten soll. Im konkreten Ein-
zelfall muss diese Aussage erst 
interpretiert werden.

Sinnvoll wäre es jetzt – an-
lässlich der Feierlichkeiten zu 
50 Jahren diplomatischer Bezie-
hungen – breit darüber zu dis-
kutieren, wie Deutschland sei-
ne historische Verantwortung 
umsetzen sollte: Lassen sich die 
Lehren aus der deutschen Ge-
schichte auch in einer Politik 
gegenüber Israel umsetzen, die 
den Grundsätzen deutscher Po-
litik und der deutschen Position 
im Nahostkonflikt nicht wider-
spricht?

2Um diese Frage konkret
anzugehen: Muss sich Berlin 
von der Genscher-Maßgabe, 
maritime Rüstungshilfe sei 
zulässig, da sie nicht zur Re-
pression eingesetzt werden 
könnte, angesichts von Präven-
tivschlagdrohungen gegen den 
Iran verabschieden, die auch 
von in Deutschland produzier-
ten U-Booten umgesetzt wer-
den könnten?

Dr. Asseburg: Das muss tat-
sächlich hinterfragt werden. 
Denn der Ausbau der mariti-
men Komponente ist nicht rein 
defensiv. So können U-Boote 
benutzt werden, um Komman-
doeinheiten anzulanden oder 
um Marschflugkörper auf zi-
vile Ziele abzufeuern. Zudem 
besteht das Risiko, dass eine 
derartige Rüstungshilfe in Israel 
die Illusion nährt, unangreifbar 
zu sein, so dass in Folge die 
Eskalationsrhetorik noch wei-
ter verschärft wird. Gerade die 
Regierung Netanjahu pflegt das 
Feindbild Iran, wie sich jetzt 
bei den Verhandlungen Tehe-
rans mit den Sicherheitsratsmit-
gliedern und Deutschland sehr 

deutlich gezeigt hat. Deshalb 
läuft Deutschland Gefahr, die 
Mittel für eine weitere Eskalati-
on zu liefern.

2Oft genug bricht Israel
in den besetzten Gebieten das 
Völkerrecht, etwa beim Recht 
der Palästinenser auf Wasser. 
Ebenso in seinen Feldzügen. 
Kann Deutschland aus histori-
scher Verantwortung verpflich-
tet sein, Rüstung zu liefern, mit 
der Beihilfe zur Missachtung 
völkerrechtlicher Normen ge-
leistet wird?

Dr. Asseburg: Nein. Es wäre 
sinnvoll, das nicht zu tun. Da 
wir wissen, dass es eine andau-
ernde widerrechtliche Besat-
zung gibt, und die Erfahrung 
gemacht haben, dass in militäri-
schen Konflikten unverhältnis-
mäßig Gewalt eingesetzt wurde, 
sollte man dies bei Waffenlie-
ferungen stärker in Rechnung 
stellen als bisher.

2Muss sich Berlin von der
Erwartung verabschieden, ei-
ner Zwei-Staaten-Lösung nä-
herkommen zu können, indem 
es wartet, bis beide Seiten ver-
handlungsbereit sind?

Dr. Asseburg: Sollten die Eu-
ropäer und die Amerikaner tat-
sächlich darauf warten, bis die 
Konfliktparteien verhandlungs-
bereit sind, können wir uns 
schon heute von einer Zwei-
Staaten-Regelung verabschie-
den. Es wird keine Fortschritte 
geben, wenn die internationale 
Gemeinschaft nicht sehr viel 
stärker als bisher die Initiative 
ergreift. Dabei müsste darauf 
gedrängt werden, a) klare Vor-
gaben für eine solche Regelung 
zum Beispiel durch eine Sicher-
heitsratsresolution zu machen, 
b) die Konfliktparteien auf Basis 
dieser Vorgaben und unter akti-
ver Vermittlung zu Verhandlun-
gen zusammenzubringen, und 
c) massiv einzuwirken, so dass
die Option auf eine Zwei-Staa-
ten-Regelung nicht im Wortsin-

ne völlig verbaut wird. Da wäre 
ein Siedlungsmoratorium ein 
wichtiger Schritt. Denn jede 
weitere Siedlungseinheit in den 
besetzten Gebieten treibt die 
Kosten für eine Zwei-Staaten-
Regelung weiter hoch.

2Endet die Zeit, in der Ber-
lin eine Art Makler israelischer 
Interessen in der EU war?

Dr. Asseburg: Hier findet 
zumindest eine graduelle Ver-
schiebung statt, aber bislang 
keine grundsätzliche Änderung 
der Berliner Haltung. Es ist 
nicht mehr so, dass Berlin im-
mer automatisch auf der Seite 
Israels steht, hier geht eine ge-
meinsame europäische Haltung 
oft vor. Aber nach wie vor ver-
sucht Berlin, grundlegende In-
teressen Israels zu unterstützen. 

2Kann erst die nächste is-
raelische Generation ein Den-
ken überwinden, das Sicherheit 
ausschließlich militärisch defi-
niert?

Dr. Asseburg: Das wird stark 
davon abhängen, in welchem 
Umfeld Israel sich dann befin-
det. Bleibt es bei einem derart 
instabilen Umfeld, denke ich 
nicht, dass es hier zu veränder-
ten Sichtweisen kommen wird, 
sondern dass im Gegenteil der 
Ansatz noch verstärkt wird. 
Dies ist übrigens ein Bereich, 
in dem sich gegenläufige Trends 
in der Bildung stark auswir-
ken. Während in Deutschland 
die Bedeutung der Shoah im 
Bewusstsein der Bürger immer 
mehr abnimmt, bleibt sie im is-
raelischen Bildungswesen eine 
ganz starke Konstante. Entspre-
chend wirkmächtig untermau-
ert sie das Streben, nie wieder 
Opfer sein zu wollen.

2Müssen angesichts des
instabilen israelischen Umfelds 
bei der militärpolitischen Ko-
operation von deutscher Seite 
neue Grenzen gezogen wer-
den?

Dr. Asseburg: Ja. Deutsch-
land sollte nichts tun, was 
direkt oder indirekt die Fort-
führung der Besatzung der pa-
lästinensischen Gebiete oder 
die Blockade des Gaza-Strei-
fens unterstützt und was einer 
Zwei-Staaten-Regelung im Weg 
steht.

Außerdem wäre es sinnvoll, 
wenn Deutschland sich sehr 
viel stärker als bisher beim 
Konfliktmanagement einbrin-
gen würde. Schaut man sich 
Umfrageergebnisse in Israel 
an, würde dies auch von ei-
ner Mehrheit der israelischen 
Bevölkerung unterstützt. So 
könnte Deutschland konflikt-
mindernd wirken, Interessenge-
gensätze mit den Nachbarn aus-
gleichen, um dazu beizutragen 
zu verhindern, dass es in derart 
kurzen Abständen zu immer 
massiveren kriegerischen Aus-

einandersetzungen kommt wie 
in den letzten Jahren.

2Kann Deutschland sich je
so frei fühlen, Israel zu kritisie-
ren?

Dr. Asseburg: Das passiert ja 
längst. So haben die Kanzlerin 
und andere deutsche Politiker 
in den vergangenen Jahren im-
mer wieder die Siedlungspolitik 
und den übermäßigen Gewalt-
einsatz kritisiert.

Es wird aber noch sehr lange 
dauern, bis Deutsche dies tun 
können, ohne vor dem Hinter-
grund der deutschen Geschich-
te sehr sorgfältig jedes Wort ab-
zuwägen. 

Ein aktuelles Beispiel ist das 
Vorhaben der EU, eine Richtli-
nie über die Kennzeichnungs-
pflicht für Produkte auszu-
arbeiten, die aus israelischen 
Siedlungen in den besetzten 
Gebieten stammen. Diese sollen 
– gemäß europäischer Rechts-
auffassung – nicht zollvergüns-
tigt auf den europäischen Markt 
gelangen und Verbraucher sol-
len die Möglichkeit haben, zu 
entscheiden, ob sie solche Pro-
dukte kaufen wollen oder nicht. 
Von Kritikern ist dieses Vorha-
ben sofort mit dem „Kauft nicht 
bei Juden!“ der Nazis gleich-
gesetzt worden. Dabei geht es 
hier um etwas ganz anderes: die 
Unterscheidung zwischen Gü-
tern aus Israel und solchen aus 
den besetzten Gebieten. Hier 
kämen Berlin klare Vorgaben 
aus Brüssel entgegen, denn es 
teilt natürlich die europäische 
Rechtsauffassung. Gleichzeitig 
soll klar werden, dass dies kein 
deutsches Projekt ist.

Das Interview führte
Joachim Zießler

Nahost-Expertin Dr. Muriel Asseburg: 50 Jahre diplomatische Beziehungen sind ein Erfolg, aber auch Anlass zur Korrektur
Am 12. Mai jährt sich zum 50. Mal der Tag, an dem 

Deutschland und Israel diplomatische Beziehungen 
aufgenommen haben. „Wegen des Völkermords an 
den Juden kann es sich niemals um normale Bezie-
hungen handeln“, resümiert Dr. Muriel Asseburg 
vom Thinktank SWP, der die Bundesregierung 
berät. „Das Jubiläum bietet Anlass, Deutschlands 
historische Verantwortung gegenüber Israel in eine 
Form zu gießen, die unseren anderen Prinzipien 
nicht widerspricht.“

Dr. Muriel As-
seburg: „Die 
Shoah führte 
in Israel zum 
Schwur: Nie 
wieder Opfer!; 
in Deutsch-
land hingegen 
zum Schwur: 
Nie wieder 
Täter.“� Foto: nh
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